
§ 295 ZPO setzt voraus, daß ihr der Mangel bekannt 
war oder bekannt sein mußte. Das Vorliegen dieser 
Voraussetzungen war um so mehr zu verneinen, da 
die Beklagte als rechtsunkundige Person, die mit den 
Verfahrensvorschriften keinesfalls vertraut sein konnte, 
nicht einmal durch einen Rechtsanwalt oder Rechts­
beistand bis zum Termin am 18. August' 1953 vertreten 
war. Abgesehen davon, konnte gemäß § 295 Abs. 2 ZPO 
auf die einschlägigen Bestimmungen der ZPO nicht 
verzichtet werden, da ein Verfahren im Urkunden­
prozeß gemäß §§ 592 ff. ZPO eine Heilung der Verstöße 
gegen die Verfahrensvorschriften in der gemäß § 295 
Abs. 1 vorgesehenen Form unmöglich macht. Hinzu 
kommt noch, daß auch die gemäß § 499 ZPO festge­
setzte Einlassungsfrist nicht gewahrt war.

Da im vorliegenden Rechtsstreit keine ordnungs­
gemäße Klageschrift eingereicht worden ist, gilt in 
Anwendung der Bestimmung des § 696 Abs. 3 ZPO 
nach dem Widerspruch der Beklagten die Streitsache 
als mit Zustellung des Zahlungsbefehls rechtshängig 
geworden, so daß auch unter Berücksichtigung dieser 
Erwägungen die den Urkundenprozeß betreffenden 
Vorschriften keine Beachtung gefunden haben.

Aus dem Protokoll des Kreisgerichts vom 18. August 
1953, in dem vermerkt ist: „Im Einverständnis beider 
Parteien wurde streitig verhandelt“, ist weiterhin zu 
entnehmen, daß dem Streitverfahren eine Gütever­
handlung vorausgegangen ist, wenn dies im Protokoll 
auch nicht klar zum Ausdruck gebracht wurde. Der 
Vorderrichter hat somit weiter gegen die Bestimmung 
des § 495a Ziff. 3 ZPO verstoßen, nach der in einem 
Urkundenprozeß kein Güteverfahren vorauszugehen 
hat.

Letztlich ist noch darauf hinzuweisen, daß das Kreis­
gericht auch seiner im Rahmen des § 139 ZPO ge­
gebenen Aufkiärungspflicht nicht nachgekommen ist, 
was von der Beklagten ebenfalls zutreffend gerügt 
wurde. Nachdem sie schriftsätzlich ihre Zahlungsver­
pflichtung in eingehender Begründung bereits verneint 
hatte, wäre es zumindest Aufgabe des Vorderrichters 
gewesen, sie auf die Möglichkeit eines Beweisantritts 
nach § 595 ZPO hinzuweisen und die Beklagte gegebe­
nenfalls als Partei zu vernehmen. Der Senat kann sich 
nach alledem nicht des Eindrucks erwehren, daß die 
Beklagte unter Außerachtlassung der einschlägigen 
Bestimmungen des Prozeßrechts, was vom Kläger 
selbst eingestanden wird, in der Wahrnehmung ihrer 
Interessen benachteiligt worden ist.

Da nach alledem ein Vorbehaltsurteil nicht hätte er­
gehen dürfen und der Rechtsstreit nur im ordentlichen 
Verfahren hätte beendet werden können, war das Ur­
teil des Kreisgerichts aufzuheben und der Rechtsstreit 
gern. §§ 538, 600 ZPO an die Vorinstanz zurückzuver­
weisen.

§ 30 der Bekanntmachung der Allgemeinen Bedin­
gungen der volkseigenen Bauindustrie für die Über­
nahme und Durchführung von Bauarbeiten (ABB) vom 
31. Mai 1952 (MinBl. S. 75); § 328 BGB.

Ist ein Investitionsträger, der sich gemäß § 30 ABB 
verpflichtet hat, Zahlungen unmittelbar an den Nach­
auftragnehmer zu leisten, für Klagen, die sich aus einer 
solchen Vereinbarung ergeben, passiv legitimiert?

BG Potsdam, Urt. vom 29. September 1954 — 3 SV 
7/54.

Der verklagte VEB Industriewerke L. war Investitionsträger 
für ein großes Bauvorhaben, das aus mehreren Einzelobjekten 
bestand und in den Jahren 1952/53 durchgeführt wurde. Haupt­
auftragnehmer war der VEB Bauunion B. Der Kläger war in 
den Jahren 1952/53 auf Grund mehrerer Verträge mit der 
Bauunion B. als Subunternehmer für das Großbauvorhaben 
des VEB Industriewerke L. tätig. Nach den zwischen dem 
Kläger und der Bauunion B. geschlossenen Subunternehmer­
verträgen hatte die Bauunion B. als Hauptbeauftragte für 
die Durchführung der Bauarbeiten für das Bauvorhaben des 
VEB Industriewerke L. namens und für Rechnung des In­
vestitionsträgers die Ausführung von Malerarbeiten auf Grund 
eines Angebotes der Klägers diesem übertragen. Nach § 6 
der genannten Verträge waren die Rechnungen des Klägers 
dem Vertragspartner, also der Bauunion B., einzureichen, 
jedoch sollten diese auf den Investitionsträger, d. h. den 
VEB Industriewerke L. ausgestellt und von diesem direkt 
bezahlt werden.

Der Kläger behauptet, er habe unter dem 23. Juli 1953 
4 Rechnungen an den Beklagten eingereicht. Diese Rech­
nungen seien von ihm, wie auf Grund der Subunternehmer­
verträge vorgesehen, über den VEB Bauunion B. geleitet 
worden, der sie sachlich geprüft und anerkannt habe. Von

den Rechnungsbeträgen, die z. T. rechnerisch etwas berichtigt 
worden seien, habe der Beklagte Teilbeträge von zusammen 
856,07 DM nicht gezahlt, die er, der Kläger, jetzt mit der 
Klage geltend mache.

Der Beklagte lehne die Bezahlung lediglich aus dem Grunde 
ab, weil es sich um Uberstundenzuschläge handele und nach 
der Behauptung des Beklagten zu damaliger Zeit ein allge­
meines Verbot zur Leistung von Überstunden bestanden 
haben solle. Er, der Kläger, habe die Überstunden jedoch 
seinerzeit auf Grund ausdrücklicher Anordnung der örtlichen 
Bauleitung des Beklagten geleistet. Auch sei ihm von einem 
schriftlichen Verbot zur Leistung von Überstunden nichts be­
kannt gewesen. Er hat daher beantragt, den Beklagten zu 
verurteilen, an ihn 856,07 DM nebst Verzugszinsen seit dem 
10. Oktober 1953 zu zahlen.

Der Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Zur 
Begründung hat er zunächst die Zuständigkeit des ordent­
lichen Gerichts verneint und im übrigen vorgetragen, daß 
er für die Klage nicht passiv legitimiert sei. Nach § 30 der 
Allgemeinen Bedingungen der volkseigenen Bauindustrie für 
die Übernahme und Durchführung von Bauarbeiten (ABB) 
nebst Mustervertrag vom 31. Mai 1952 sei zwar zwischen ihm, 
dem Beklagten, und dem VEB Bauunion B. vereinbart wor­
den. daß er als Auftraggeber verpflichtet sei, die von dem 
Auftragnehmer, d. h. dem VEB Bauunion B., nach Prüfung 
vorgelegten Rechnungen der Nachauftragnehmer unmittelbar 
an ‘diese zu bezahlen. Diese Bestimmung im Bauleistungs­
vertrag begründe aber keine direkte Verpflichtung seinerseits 
gegenüber dem Kläger zur Zahlung.

Durch Urteil des Kreisgerichts ist die Klage wegen fehlender 
Passivlegitimation des Beklagten abgewiesen worden.

Gegen dieses Urteil hat der Kläger irist- und formgemäß 
Berufung eingelegt.

Aus den G r ü n d e n :
Die Berufung ist gemäß §§ 511 ff. ZPO zulässig, frist- 

und formgerecht eingelegt und auch sachlich begründet.
Zunächst sei festgestellt, daß der Rechtsweg für die 

vorliegende Klage zulässig ist. Zwischen dem Kläger 
als Privatunternehmer und dem beklagten VEB ist 
kein Vertrag abgeschlossen worden, der gemäß Rund­
verfügung des Ministeriums der Justiz Nr. 49/53 Ziff. 
A 3 vom 7. August 1953 zur Zuständigkeit der Staat­
lichen Vertragsgerichte gehört. Der VEB Bauunion 
B. hat mit Einverständnis des Investitionsträgers mit 
dem Kläger einen Vertrag abgeschlossen, auf Grund 
dessen dieser verpflichtet war, bei dem Beklagten 
Malerarbeiten auszuführen. Dieser Vertrag aber ist 
nicht über das Staatliche Vertragskontor abgeschlossen 
worden, so daß die Zuständigkeit des Staatlichen Ver­
tragsgerichts nicht gegeben ist.

Auch die Passivlegitimation des Beklagten ist gegeben. 
In den Subunternehmerverträgen, die der Kläger mit 
dem VEB Bauunion abgeschlossen hat, steht im § 1, 
daß der VEB Bauunion als Hauptbeauftragter namens 
und für Rechnung des Investitionsträgers dem Kläger 
Malerarbeiten überträgt, und es ist ferner im § 6 der 
genannten Verträge festgelegt, daß der Investitions­
träger die vom Kläger eingereichten und vorher von 
dem VEB Bauunion B. auf ihre Richtigkeit zu prüfenden 
Rechnungen unmittelbar an den Kläger bezahlt.. Diese 
Bestimmung, daß der Beklagte die vom Kläger ein­
gereichten Rechnungen direkt an diesen zu bezahlen 
hat, steht im Einklang mit § 30 Abs. 3 der Bekannt­
machung der Allgemeinen Bedingungen der volkseige­
nen Bauindustrie für die Übernahme und Durchführung 
von Bauarbeiten (ABB) nebst Mustervertrag vom 
31. Mai 1952 (MinBl. S. 75). Nach § 30 der angeführten 
Bekanntmachung sollen die Auftragnehmer, d. h. im 
vorliegenden Falle der VEB Bauunion B., und der 
Auftraggeber, d. h. der Beklagte, vereinbaren, daß der 
Auftraggeber verpflichtet ist, ihm von dem Auftrag­
nehmer nach Prüfung vorgelegte Rechnungen der Nach­
auftragnehmer unmittelbar an diese zu bezahlen. Der 
Beklagte und der VEB Bauunion B. haben, wie sich 
aus den von dem Kläger vorgelegten Subunternehmer­
verträgen ergibt, diese Vereinbarung getroffen, d. h. der 
Empfehlung des Gesetzgebers entsprechend gehandelt. 
Damit aber hat der Kläger auch ein unmittelbares Recht, 
auf Grund der von ihm ausgeführten Arbeiten (§§ 631 ff. 
BGB) vom Beklagten die Bezahlung der eingereichten 
Rechnungen, nachdem diese von dem VEB Bauunion B. 
als richtig anerkannt wurden, zu verlangen. Durch die 
Subunternehmerverträge des Klägers mit dem VEB 
Bauunion B. hat der Beklagte, wie sich schon aus § 1 
dieser Verträge ergibt — der Auftraggeber überträgt 
namens und für Rechnung des Investitionsträgers —, 
gemäß § 328 BGB unmittelbar das Recht erworben, die 
Leistung zu fordern, und der Kläger hat, wie sich aus 
§ 6 der Subunternehmerverträge ergibt, unmittelbar das 
Recht erlangt, Zahlung für seine Arbeiten direkt von 
dem Beklagten zu verlangen. Es spricht jedenfalls nichts
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